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Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Bezug nehmend auf das Schreiben vom 29.01.2013, GZ: S91000/5-ELeg/2012, hin-
sichtlich des im Betreff näher bezeichneten Ministerialentwurfes nimmt das Bundes-
ministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz wie folgt Stellung: 
 
Zu Artikel 9 (Änderung des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstständigenvor-
sorgegesetzes) 
 
Zu Z 1 (§ 7 Abs. 1): 
 
Die mit Artikel 1 Z 13 vorgenommene Änderung des § 19 Abs. 1 des Wehrgesetzes 
2001 (systematische Neuordnung/Durchnummerierung der in dieser Bestimmung 
aufgezählten verschiedenen Präsenzdienstarten) bedingt eine Anpassung der Zitate 
in § 7 Abs. 1 zweiter und dritter Satz des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstständi-
genvorsorgegesetzes, da diese mehrfach unter Anführung der jeweiligen Ziffer des 
§ 19 Abs. 1 WG 2001 in der aktuellen Fassung auf einzelne Präsenzdienstarten ver-
weisen. 
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In Artikel 9 des vorliegenden Entwurfs wäre daher die Z 1 wie folgt abzuändern: 

1. § 7 Abs. 1 zweiter und dritter Satz lauten: 
„Dies gilt nicht für den zwölf Monate übersteigenden Teil eines Wehrdienstes als 
Zeitsoldat gemäß § 19 Abs. 1 Z 4 WG 2001, eines Auslandseinsatzpräsenzdienstes 
gemäß § 19 Abs. 1 Z 8 WG 2001 oder eines Ausbildungsdienstes. In den Fällen des 
§ 19 Abs. 1 Z 5, 6 und 8 WG 2001 hat der Arbeitnehmer für einen zwölf Monate 
übersteigenden Teil Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Bund in derselben 
Höhe; die Beiträge sind vom Bund im Wege des jeweils zuständigen Trägers der 
Krankenversicherung in die BV-Kasse seines bisherigen Arbeitgebers zu leisten.“ 
 
Die Erläuterungen zu § 7 Abs. 1 hätten wie folgt zu lauten: 

Zu § 7 Abs. 1: 
„Im Hinblick auf die mit Art. 1 dieses Bundesgesetzes erfolgte Änderung des § 19 
Abs. 1 WG 2001 erfolgt in § 7 Abs. 1 zweiter und dritter Satz BMSVG eine Anpas-
sung der Zitate; materielle Änderungen sind damit nicht verbunden. Weiters wird – 
korrelierend zu § 49b Abs. 1 letzter Satz HGG 2001 – klargestellt, dass die BMSVG-
Beiträge des Bundes in den in § 7 Abs. 1 letzter Satz genannten Fällen nicht mehr 
zwingend durch die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, sondern durch den 
Träger der Krankenversicherung eingehoben werden, der für den Präsenzdienstleis-
tenden zuständig ist.“ 
 
 
Eine Gleichschrift der Stellungnahme wurde dem Präsidium des Nationalrates 
elektronisch an die Adresse „begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“ übermittelt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Dr. Peter Gamauf 

Elektronisch gefertigt. 
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